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Der Schutträger Erzbistum Köl.n - HauptabteiLung Schul.e/HochschuLe, die Vertrauensperson der schwerbe-

hinderten Menschen (SBV) im ErzbíschöfLichen ErsatzschuLdienst und die Mjtarbeitervedretung (MAV) der

Erzbischöfljchen Ersatzschu[en sind sich ihrer besonderen sozial.potitischen Verantworlung bewusst und

schLießen daher jm Benehmen mit dem Beauftragten des Arbeitgebers (g 98 SGB IX) gemäß g 83 SGB IX

i.V.m. g 2Ba Abs. 2 MAV0 fotgende Integrationsvereinbarung ab:

I. Präambel

Niemand darf seiner Behinderung wegen benachteil.igt werden (Art. 3 Abs. 3 Satz 2 Grundgesetz).

Die Beschäftigungsverhältnisse schwerbehinderter Menschen so[[en gesicherL und geförderL werden. Arbeit

suchenden schwerbehinderten Menschen soLL die Chance auf ejnen Arbeitsplatz im Zuständigkeitsbereich der

ErzbischöfLichen Schulen eröffnet werden. Das berufliche Fortkommen und der Aufstieg schwerbehinderter

Menschen werden unterstützt und gefördert.

Schwerbehinderte Menschen, die im Geltungsbereich dieser Vereinbarung beschäftigt sind bzw. sich um eine

Einste[[ung bewerben, dürten darauf vertrauen, dass ihnen aufgrund ihrer Behinderung keine NachteiLe und

Ausgrenzungen erwachsen.

Dje dauerhafte beruftiche Integration behinderter Menschen ist nur durch vertrauensvotle Zusammenarbeit

aLLer Beteitigten unter Wahrung des Rechts auf informatione[[e Selbstbestimmung der betroftenen schwerbe-

h.inderLen Menschen mögLich. Bei Auswirkungen von Behinderungen auf die konkrete Arbeitsptatzsituation

ist es das gemeinsame Ziel. aLLer Betei[igten, eine einvernehmliche Lösung im offenen DiaLog herbeizuführen.

Unverzichtbare Voraussetzungen sind dabei eine unter Wahrung der Datenschutzbelange der Betroftenen

größtmögliche Transparenz unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfa[[s. Dabei leisten insbe-

sondere der Schulträger, die Schulleitungen, die Lehrerkollegien, die SBV und die MAV ihre Beiträge'

II. Atlgemeines

1. Grundsätze

Ziel der Integrationsvereinbarung ist es, bei atten BeteiLigten das Bewusstsein für dìe Betange schwerbehin-

derter Menschen im SchuLdienst zu stärken. Die Integrationsvereinbarung ergänzt und konkretisiert den

gesetzlichen Auftrag aus dem SGB IX und die Verpflichtungen zur besonderen Fürsorge und Förderungspfticht

aus den einschLägigen Richt[inien und Ertassen.

Insbesondere vor dem Hintergrund einer zunehmenden Eigenverantwortljchkejt der Schulen verfolgt die

Integrationsvereinbarung das Ziet, eine Gl.eichbehandlung der schwerbehinderten Beschäftigten und eine

Kontinuität der Anwendung der Vereinbarung durch wechselnde Personen bei den beteiligten Stellen zu ge-

währteisten.

Die personalverantwoÉlichen der Schulen und des Schulträgers wenden die zugunsten schwerbehinderter

Menschen getroffenen Bestimmungen an und schöpfen Ermessensspieträume großzügig aus.

Die SBV bietet im Einvernehmen mit dem Schutträger aL[en SchuLl.eitungen und Beschäftigten ihre Beratungs-

u nd Vermittlu n gsko m pet enz zur U msetzu n g der Integrationsverei n barun g a n'
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2. Gettungsbereich

Die Integrationsvereinbarung findet Anwendung für Schwerbehinderte und diesen gteichgesteltte Beschäf-

tigte im Sinne des 5 68 SGB IX im Personatbereich des Schulträgers.

Beschäftigte, über deren Antrag auf Anerkennung einer Schwerbehinderung oder der Gleichstellung noch

nicht entschieden ist, werden hinsichtlich der besonderen Schutzvorschriften (außer der Stundenreduzie-

rung) so behandett, dass Ihnen im Fa[[ der Anerkennung keine Nachteile erwachsen, sofern die hierzu Ver-

pflichteten von der Antragstel.[ung Kenntnis haben.

3. Zusammenarbeit der Verantwortlichen

Zur Sicherstellung eines frühzeitigen und zielgerichteten Handelns arbeiten der Schulträger, die/der Beauf-

tragte des Arbeitgebers, die SBV und die MAV zusammen (5 99 SGB IX).

Auch bei der Veränderung von Regetungen durch den Schulträger, die die schwerbehinderten Beschäftìgten

im Schuldíenst als Gruppe betreffen, arbeitet der SchuLträger im Vorfeld von Entscheidungen eng mit der SBV

zusammen, um möglichst eínvernehmtiche Lösungen zu erzieten.

IlI. Personatplanung

1. Einste[[ung schwerbehinderter Menschen

Der SchuLträger vertolgt das Zie[, jm Erzbischöftichen Schulbereich wenigstens die gesetzlich geltende Min-

destbeschäftigungsquote (derzeit 5 % schwerbehinderter Menschen im Geltungsbereích) zu erreichen.

Der Schutträger, die SBV und die MAV stehen schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewerbern ats An-

sprech parLner zur Verfügung.

Bei der Bewerbung schwerbehinderLer Menschen wird díe SBV im gesamten Verfahren durch den Schutträger

und die jeweilige Schulleitung beteitigt.

Unmittelbar nach Eingang der Bewerbung schwerbehinderter Menschen, auch ats Seiteneinsteigefn, weist

die SchuLl.eitung diese darauf hin, dass sie die SBV über den Schulträger (derzeit Leitung des Referats 322)

unmitLelbar nach Eingang einer Bewerbung unterrichten wird, fa[[s diese dem nicht widersprechen. Die Ent-

scheidung der schwerbehinderten Personen ist zu dokumentieren. Erfolgt kein Widerspruch, wird dje Unter-

richtung durchgeführt. Dies gitt auch bezüglich der Terminierung von Vor- und Auswahtgesprächen. Geht die

Bewerbung unmittelbar beim Schutträger ein oder findet ein Bewerbungsgespräch beim Schulträger statt,

trífft die UnterrichtspfLicht diesen an Stelle der Schulleitung. In djesen Fälten hat die SBV das Recht, am Ver-

fahren nach g 8i. Abs. 1 SGB IX und an Vorstellungsgesprächen teitzunehmen sowie Einsicht in entschei-

d u n gsreleva nte Teí l,e der Bewerbu n gsunterla gen zu neh men.

Schwerbehinderte Menschen, dje sich beworben haben, müssen zu einem Auswahlgespräch eingetaden wer-

den, wenn sie die EinsteLtungsbedingungen erlüLlen. Zu den Einstellungsbedingungen gehören bei Lehrkräf-

ten das Lehramt, die Fachrichtung/Fächer und eventuelle zusätzliche als "fachliche Voraussetzungen" ge-

forderle Kriterien und beim nicht lehrenden Personal die im jeweitigen Ausschrejbungstext aufgeführten

Anforderungen. Die Einstel[ungsbedingungen und Anforderungen müssen so gefasst sein, dass ein Verstoß

gegen das A[[gemeine Gleichbehand[ungsgesetz (AGG) ausgeschlossen ist.
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2. Versetzung und Arbeitsptatzveränderung

Anträgen schwerbehinderter Menschen auf versetzung so[[ nach Möglichkeít entsprochen werden' Die sBV

erhätt nach Eingabe in die Versetzungsdatei vom Schulträger eine Information über den gestetlten Verset-

zungsantrag. Fa¡.s der Schutträger beabsichtigt, einen Versetzungsantrag abzutehnen, wird zuvor die SBV

angehört.

Auch vor einer versetzung auf verantassung des schutträgers ist die sBV anzuhören. Für schwerbehinderte

Menschen ist es je nach Art und schwere der Behinderung schwieriger als für andere Beschäftigte, sich auf

e.inen anderen Arbeitspl.atz umzusteLl.en. sie sollen daher gegen jhren wilLen nur aus dringenden dienstti-

chen Gründen versetzt, abgeordnet oder umgesetzt werden, wenn ihnen hierbei mindestens gteichwertige

Arbeitsbedingungen oder berufliche EntwicklungsmögLichkeiten angeboten werden können'

3. Fortkommen und Fortbitdung

schwerbehjnderle Beschäftigte werden in ihrem Bestreben nach höherwertigerTätigkeitim Rahmen dervor-

ha nden en M ö g tich keiten unterstützL u nd gefö rdert'

Bei anstehenden diensttichen Beurteilungen teitt der Schulträger der sBV jede bevorstehende Beurteitung

von schwerbeh1nderlen Beschäftigten rechtzeitig mit. Auf wunsch benennt der schulträger der schwerbehin-

derten Person die Kontakldaten der SBV.

werden einer BeurteiLung einzelne Nachweise/ELemente (2. B. unterrichtsbesuche, Beurlejlungsgespräch'

KoLLoquium) zugrunde gelegt, ist dje sBV aufwunsch des betroffenen schwerbehjnderten Menschen berech-

tigt, bei diesen Terminen anwesend zu sein, es sei denn, dass Rechtsvorschriften der Anwesenheit entgegen-

stehen.

Die berufHche Fortbir.dung schwerbehinderLer Menschen ist gemäß g s1 Abs. 4 sGB ix zu fördern. sie sind zu

Fortbildungsmaßnahmen, die vom schutträger veranstaltet werden, bevorzugt zuzu[assen' schwerbehinder-

te Menschen solten zur Teilnahme an anderen beruflichen Fortbil.dungen Sonderurtaub und Kostenzuschuss

nach den gettenden Vorschriften erhatten'

Bei der AuswahI der Tagungsstätten ist auf die besondere situation schwerbehinderter Menschen sowejt wie

mögl"ich Rücksicht zu nehmen (insbesondere Barrierefreiheit). Im AnmeLdeformutar sollen schwerbehindefte

Menschen angeben können, welche Erfordernisse bezügl.ich der Barrierefreiheitfürsie gegeben sein müssen'

Dabei kann es sich z. B. um räumliche voraussetzungen, technische ArbeitshiLfen oder um einen Gebärden-

do[metscher handetn.

4. Beendigung des Beschäftigungsverhättnisses

4.1 Versetzung in den Ruhestand

Schwerbehinderte Beschäftigte sollen wegen dauerhafter Dienst- bzw. Arbejtsunfähigkeit aufgrund ihrer

Behinderung nur dann in den Ruhestand versetzt bzw. zur Steltung eines Rentenantrags aufgefordert wer-

den, wenn festgesteLLt ist, dass sie auch bei jeder mögl.ichen Rücksichtnahme nicht in der Lage sind' ihre

DienstpfLichten zu erfülten. Vor der Beauftragung des Gesundheitsamtes (Amtsarzt) oder eines anderen Arz-

tes mit e.iner Dienst- oder Arbeitsfähigkeitsüberprüfung ist die sBV anzuhören, wenn die schwerbehinderte

Person dies nach entsprechendem Hinweis wiinscht'
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4. 2 Vorzeiti g e Zu rru h esetzu n g, K ü n di g u n g u n d o n d ew eiti g e ve rwe n d u n g

Vor einer vorzeitigen Zurruhesetzung (g 26 Abs. L Beamtenstatusgesetz) ist der Schulträger bei schwerbe-

hindeÉen Beschäftigten in einer besonderen VerantworLung für die Suche nach einer anderweitigen Verwen-

dung.

Vorjeder Kündigung aus gesundheitlichen Gründen wird geprüft, ob eine Verwendung der schwerbehinder-

ten person im unterrichtl"ichen oder außerunterrichttichen Einsatz an der Schu[e oder auf einem anderen

a u ßersch u[ische n Arbeitsp latz des Sch u lträ gers mö gtich ist.

Vor jeder der vorgenannten Maßnahmen prüfen Schutträger und SchuLleitung in enger Zusammenarbeit mit

der SBV Einsatzfelder für dje außerunterrichtLiche Beschäftigung im Erzbischöftichen Schuldienst, wenn dje

schwerbeh.inderte person dies nach entsprechendem Hinweis wünscht. Betroftene Beschäftigte sind frühzei-

tig in die ÜberLegungen einzubeziehen-

5. Reaktivierung von schwerbehinderten versorgungsempfängern

Wenn geprüft wird, ob eine vorzeitig in den Ruhestand versetzte schwerbehinderte Person reaktiviert werden

so[[, wird die SBV vor der Beauftragung des Gesundheitsamtes (Amtsarzt) beteiLigt. Vor der Entscheidung

über die Reaktivierung wird auch ihr Getegenheit zur Stetlungnahme gegeben. Eine Reaklivierung kann auch

im Rahmen des betriebLichen Eingliederungsmanagements (BEM) in verbindung mit einer stufenweisen

wiedereingl.iederung von in der Regel, [ängstens 6 Monaten ertotgen.

IV. Beschäftig u ng schwerbehi nderter M enschen

Dje Bestrebungen schwerbehinderter Menschen, trotz körperlicher oder seelischer Beeinträchtigung ihre

Dienstaufgaben wie a[[e anderen Mitarbeitenden zu ertüllen, sind von Vorgesetzten, Kolleginnen und Ko[[e-

gen nach Kräften zu unterstützen. Dies gitt im besonderen Maße flir schwerbehinderte Menschen, die im

Sinne des g 72 SGB IX nach Art und Schwere ihrer Behinderung im Arbeitsleben besonders betroffen sind.

1. Arbeitsptatzgestaltung

Der Schulträger setzt sjch dafür ein, dass die schwerbehinderten Beschäftigten gem. $ s1 Abs' 4 Nr' L SGB IX

ihre Fähigkeiten und Kenntnisse mögtichst voll einsetzen und weiter entwickeln können. Dazu werden atle

zumutbaren Mögtichkeiten zur Ausstattung des Arbeitsplatzes mit den erForderlichen technischen Arbeitshi[-

fen ausgeschöpft (g 81 Abs.4 Nr. 5 sGB IX). Der schulträger beteiligt die sBV bei der Planung und Durchfüh-

rung solcher Maßnahmen.

Die Verpfl.ichtung des Schulträgers zur behinder[engerechten Gestaltung des Arbeitsplatzes besteht unab-

hängig von einer mögLichen Bezuschussung durch das Integrationsamt oder durch andere Stetlen'

Die sBV wírd bei a¡.en schulbegehungen beteil.igt, soweit schwerbehinderte Menschen betroffen sein kön-

nen.

2. Arbeitszeit

Schwerbehinderte Menschen werden gem.g lz4iGBIXauf ihrVerlangen von Mehrarbeitfreigestellt'

Zu vertretungsstunden, auch solchen, die njchtzu Mehrarbeitführen, sind schwerbehinderle Lehrkräfte nur

in angemessenen Grenzen heranzuziehen; sie sind zur Frage der Belastbarkeit mit verLretungsstunden vorher

anzuhören. Dieses Thema sott auch im Rahmen der Teil.habegespräche besprochen werden.
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SchwerbehinderLe Beschäftigte haben gem. g 81 Abs. 5 SGB IX einen Rechtsanspruch aufTeilzejtbeschäfti-

gung, wenn kürzere Arbeitszeiten wegen der Art oder Schwere der Behinderung notwendig sind, es sei denn

die in g g1 Abs. 4 S. 3 SGB IX genannten Gründe stehen dem Teilzeitwunsch entgegen.

3. Teithabegespräche

Im Rahmen der Fürsorgepflicht sind die SchuLLeitungen verpflichtet, sich über die Gesamtsituation der

schwerbehinderten Beschäftigten an ihren Schuten zu informieren und mindestens einmal pro Schuljahr

jedem schwerbehinderLen Menschen und diesen GteichgesteLlten Gespräche über deren Arbeitsplatzsituation

anzubieten; Voraussetzung ist, dass den Schutl.eitungen die Schwerbehinderung bekanntist.

D.ie Gespräche solten vor den SteLtenpl.angesprächen der SchuLLeitungen mit dem SchuLträger und der Erstel-

lung des Stundenplans, d. h. grundsätzlich zwischen September und Februar, sowie bei Neuejnstellungen

zeitnah nach der Einsteil.ungsentscheidung geführt werden und eine Einzetfa[[prüfung bezügtich angemesse-

ner Fürsorgemaßnahmen gewährleisten. Dadurch sotlen die schul.l.eitungen in die Lage versetzt werden, die

schwerbehinderten Mitarbeitenden nach Kräften zu unterstützen und ihnen die dabei eriorderlichen und

mögl.ichen Hilfen zu geben (insbesondere durch eine der schwerbehinderung Rechnung tragende Arbeitszeit

-/Stu nde n p[an gesta ltu n g).

Dje SBV und die MAV werden auf Wunsch der Betroffenen jeweils über atle Gesprächsangebote unterrichtet.

Das Angebot und/oder Gespräch ist unter Verwendung der Anlagen zu dieser Integrationsvereinbarung zu

dokumentíeren.

schuLLeitungen sowie ihre ständigen vertretungen mit einer Schwerbehinderung oder einer Gleichste[lung

sjnd im Rahmen der Fürsorgepf[icht vom schutträger Gespräche über ihre Arbeitsplatzsituation anzubieten.

4. Prävention

um Gefährdungen des Beschäftigungsverhättnisses durch Krankheit mögLichst frühzeitig zu begegnen, hat

der Gesetzgeber durch Anderung des SGB IX - "Rehabjtitation und TeiLhabe behinderter Menschen" - den

Gedanken der Prävention gestärh.

4.1 Präventive MaJ3nahmen gem. $ 84 Abs. L SGB U

schwerbehinderte Beschäftigte haben beim Eintreten von personen-, verhattens-

Schwierigkejten am Arbeitsplatz oder im Beschäftigungsverhältnis, die zur Gefährd

führen können, Anspruch auf Hilfen. Zu deren Erörterung und Planung beteitigt der

nach Bekanntwerden dieser schwierigkeiten

oder betriebsbedi n gten

ung dieses Verhältnisses

Schulträger unmitlelbar

die SBV

(g 95 SGB IX), die MAV (g 93 SGB IX) und das Integrationsamt (5 102 SGB IX). Zur Beseitigung von Schwie-

rigkeiten werden u. a. folgende Maßnahmen in Betracht gezogen:

- Umorganísation der Arbeit oder des Arbeitseinsatzes (2. B. unterrichtsverteilung oder stundenp[an),

- Anderu n gen des zeittich en Ei nsatzes (Stu nde n reduzieru n g )

- Arbeitsp latzgestaltung

D.ie Betei[igung des Integrationsamtes und der örtl.ichen Fürsorgestellen ermög[icht dem schulträger die

behindertengerechte Einrichtung der ArbeitsstätLe sowie die Ausstattung des Arbeitsptatzes mit technischen

Hitfen.

Bei personen- oder verhattensbedingten schwierigkeiten können die Integrationsfachdienste den schwerbe-

hinderten Menschen durch ihre Betreuungsangebote Hilfen bieten.
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Können die Schwierigkeiten njcht beseitigt werden, wird nach Rücksprache mit der SBV geprüft, ob eine Ver-

setzung an eine andere Schute sinnvo[[ und mögtich ist.

4.2 Betriebtiches Eingliederungsmandgement (ç 84 Abs. 2 SGB IX)

Das Zie[, Menschen gesund und arbeitsfähig zu erhalten, betrifft nicht nur die schwerbehinderten Menschen,

sondern auch a[[e [änger oder wiederholt arbeitsunfähigen Beschäftigten.

Zur Umsetzung des betriebtichen Eingtiederungsmanagements (BEM) hat der Schulträgerin Abstimmung mit

der MAV und der SBV ein Konzeptfür eine eínheittiche Vorgehensweise bereits umgesetzt.

Zusammen mít den ,,Regelungen zum lJmgang mit suchtkranken und suchtgeftihrdeten Mítarbeíteinnen und

lvlitarbeitern" (derzeitvom 0L.05.2002) sott dieses zur Festigung einer Präventionskuttur an den Schuten des

Erzbistums beitragen.

4. 3 Stufe nw ei se Wí ederei n g li ed eru n g

Nach [ängerer Erkrankung können schwerbehinderte Mitarbeitende nach 5 74 SGB V, 5 28 SGB IX auf Antrag

mit ärztLichem Attest eine stufenwe'ise Wiedereingliederung, bei Beamten gemäß $ 2 Abs. 6 AZV0 NRW von

bis zu 6 Monaten verlangen, wenn dies nach ärztlicher Feststellung (Amtsarzt/Vertrauensarzt) geboten ist.

In begründeten Fä[[en kann die WiedereingLiederung aufgrund eines amtsärzttichen Gutachtens bis aufins-

gesamt 12 Monaten verlängerl werden; diese Entscheidung kann in Ausnahmefällen schon vor Beginn der

Ma ß nahme getroffen werden.

5. Quatitätsanalyse

5. L I nfo rm atí o n srecht der S ch werb e hi n d e rte nve rtra u e n sp e rso n ( s BV )

Die Belange schwerbehinderter Mitarbeitender und ihrer Verlretungen werden im Rahmen des Runderlasses

des Ministeriums für Schute und WeiterbiLdung NRW vom 01,.06.201'1 (AZ: a7a 6.01.04 - 97s87) bei der

Du rchfü h ru n g der Qualitätsa na lyse berücksichti gt.

Die SBV ist von der Stabssteil.e Quatitätsanalyse des SchuLträgers zeitgleich mit der Schute über den geplan-

ten Termin der Quatitätsanatyse zu informieren (g e5 Abs. 2 sGB IX). Die sBV kann so in Abstjmmung mit der

jewei[igen Schul.l.eitung gezieLt auf KoLLeginnen und Kotlegen zugehen bzw. als Ansprechpartner fungieren

und beraten.

5. 2 tJ n te rrí c htsb e s u c h e w d h re n d ei n er Qu a litdtsa n alyse

Grundsätzlich können alte an einer Schule unterrichtenden Lehrkräfte von den Quafitätsprüferinnen und

prüfern (Quatitätsteam) im Unterricht besucht werden.

Bei Lehrkräften, die sich während des Unterrichtsbesuchs in einer stufenweisen Wiedereingliederung befin-

den, klärt dje SchuLLeitung vorab, ob diesen Personen eine Unterrichtsbeobachtung zumutbar ist. Bei Vernei-

nung werden diese Lehrkräfte ohne weitere Begründung vom Qualitätsteam von der Unterrichtsbesuchsp[a-

nung ausgenommen.

Die Schul.Leitung informiert nach vorheriger Rücksprache mit der betroffenen Lehrkraft das Qualitätsteam

schon beim ptanungsgespräch in der Schule und zu Beginn jedes Schul.besuchstags über Lehrkräfte, die ins-

besondere aus medizinischen oder aus anderen schwerwiegenden Gründen von einer Unterrichtsbeobach-

tung ausgenommen werden sollten. 0b andere schwerwiegende Gründe dem unterrichtsbesuch einer Lehr-

kraft entgegenstehen, entscheidet das Qualitätsteam im Rahmen seines Ermessens; dabei ist der Vorschlag

der Schulteitung zu berücksichtigen.
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Sofern der Wunsch einer Lehrkraft auf Nichtteil.nahme an den Unterrichtsbesuchen des Qualitätsteams aus

medizinjschen Gründen geäußert wird, soil. eine entsprechende ärztliche Bescheinigung (Amts-

arztfVertrauensarzt) vorgetegt werden, die die Notwendigkeit der Nichtteitnahme bestätigt. Das QuaLitäts-

team hat dem ärzttichen Votum regelmäßig zu entsprechen.

Außern schwerbehindefte oder gl.eichgesteLlte Lehrkräfte den Wunsch auf Ausnahme von der Unterrichtsbe-

obachtung aus anderen schwerwiegenden Gründen und beabsichtigt das QuaLitätsteam, diesem Wunsch nicht

zu entsprechen, wird vor der Entschejdung die SBV angehört

(g 95 Abs. 2 SGB IX). Die Gründe werden schriftLich dokumentiert und bis zum Abschluss der QA festgehatten.

Danach sind atle im Zusammenhang mit der Unterrichtsbesuchsplanung erhobenen personenbezogenen

Daten zu vernichten.

Sofern die ZahL der Ausnahmen aus medizinischen oder anderen schwerwiegenden Gründen eine Durchfüh-

rung der Unterrichtsbesuche entsprechend der Vertahrensvorgaben beeinträchtigt, sind die SBV und die

Hauptabteilungsleitung des Schulträgers unverzügl"ich zu ínformieren. Nur dann ertolgt eine Erwähnung im

Quafitätsbericht.

6. U nfallverh ütun g, Dienst- u nd Arbeitsu nfä [1e, Arbeitssch utz

Die Schul.l.eitungen sorgen in Zusammenarbeit mit dem Schutträger dafür, dass für schwerbehinderLe Men-

schen - insbesondere für Personen mit dem Merkzeichen G (gehbehinderL), aG (außergewöhntich gehbehin-

dert), Bl. (btind), GL (gehörl.os) und H (hilfLos) - notwendige und ggfs. angepasste Evakuierungsmaßnahmen

in Notfäl.l.en durch geeignete Vorkehrungen sichergesteL[t werden. Dies gil.t sowohIfür die Notfa[L- und Eva-

kuierungspläne ats auch für konkrete EvakuierungsfäLLe. Zu denken ist an Maßnahmen wie z. B. eine konkrete

Information riber behinderungsangemessene geeignete Fluchtwege, die Zuordnung von Begleitpersonen

oder auch eine entsprechende prakLische Übung.

ErLeidet eine schwerbehinderte oder gLeichgestellte Person einen Unfa[[ und beabsichtigt der Schutträger,

díe beantragte Anerkennung ats Dienstunfat[ abzu[ehnen, so hört der Schutträger rechtzeitig vor seiner Ent-

scheidung die SBV an; dies gilt auch vor der beabsichtigten Beauftragung des Gesundheitsamts (AmtsarzL)

oder Verlrauensarztes.

Die SchuLleitungen sind verpflichtet, bei Dienst- oder ArbeitsunfätLen von schwerbehinderten und gteichge-

stellten Beschäftigten ein Exemptar der Dienst- bzw. Arbeitsunfallanzeige der SBV sowie der MAV zu über-

senden.

7. Personalunterlagen

A¡.e Berichte über Personatangelegenheiten schwerbehinderter Beschäftigter müssen einen Hinweis auf die

Schwerbehinderteneigenschaft enthatten. Gleiches gittfür Mitteilungen und Vorlagen an die MAV über beab-

sichtigte Perso na [ma ß na h men, die schwerbehi nderLe Menschen betreffe n.

Die Personata kte ist sichtbar zu ken nzeich ne n.

Schwerbehinderten Beschäftigten, die infolge ihrer Behinderung dienst- bzw. arbeitsunfähig werden, kön-

nen diesen Kausalzusammenhang vom Arzt auf der entsprechenden Bescheinigung vermerken zu lassen;

dadurch kann ggfs. die ZahL der durch die Behinderung verursachten Krankheitstage von den übrigen Krank-

heitsta gen getrennt werden.
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V. Zusammenarbeit zwischen der Vertrauensperson der

Schwerbehinderten und dem Schulträger

Im Rahmen der vertrauensvolten Zusammenarbeit zwischen Schutträger und SBV pflegen die Beteiligten ei-

nen regelmäßigen und offenen Informationsaustausch. Der Schutträger bietet anlassbezogen oder zumin-

dest einmaljährlich ein Gespräch mit dem Zie[ eines Erlahrungsaustauschs über die Integration der schwer-

behinderten Beschäftigten an. Sowejt es sinnvo[[ ist, kann die SBV auch zu Díenstbesprechungen des Schu[-

trägers oder mit den Schutleitungen a[s Gast eingeladen werden.

Der Schulträger führt mindestens einmalim Quarlal mit der SBV eínen Datenabgteich über die von ihm ver-

watteten anerkannten schwerbehinderten und g[eichgestetlten Beschäftigten im Schuldienst durch.

Die FortbjLdung der Vertrauensperson der Schwerbehinderten und ihre/r Steltvertreteln ist gemäß der Mit-

arbeitervertretungsordnung (MAVO) großzügig zu unterstützen. Die Übernahme der anfaLtenden Kosten wird

sichergeste[[t.

VI. Fortbildung und weitere Hitfen

Im Rahmen der Fortbildungen für neue SchutLeitungen wird ein Modul zum Schwerbehindertenrecht und

prävention einschtießtich BEM batdmögtich etabtiert. A[[en anderen Schutleitungen wird sukzessive ein ent-

sprechendes Forlbildun gsan gebot gemacht.

Zur praxisorientierten Konkretisierung der InhaLte dieser Integrationsvereinbarung und zur Erleichterung

des tägl.ichen Umgangs mit den Vorgaben und Maßgaben wird der Schutträger den Schulleitungen eine mit

der 5BV abgestimmte Handreichung zur Verfügung stetlen.

VII. In krafttreten und Sch lussvorschriften

Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung ab dem 01.08.2016 in Kraft und giLt auf unbestimmte Zeit. Sie kann von

den Beteitigten mit einer Frist von 3 Monaten zum SchuLhalbjahresende schrifttich gekündigt werden.

Diese Integrationsvereinbarung wird durch Veröffentl.íchung im kirchLichen Amtsbtatl bekanntgegeben.

Kö[n, den 22.06.2076 Kö[n, den 22.06.2076

þ2re4* /.y'ro,.Z¿
Vo rsitzen de der Mitarbeitervertretu n gVertrauensperson der Sc

Kö[n, den .06.2076

nderten

Kö[n, den 22.06.201.6

t->
',1 ) $ sx^,-"-

Für den SchuLträger

a-

Beauftragter des Dienstgebers (5 98 SGB IX)

TU



Anlage 1

Dokumentation des Teilhabegesprächs bzw. des Gesprächsangebots

zwischen Schulleitung und Mitarbeiterf n

Gemäß Ziff. iV. 3. der Integrationsvereinbarung zwischen dem Erzbistum Kö[n als Schulträger, der Mitarbei-

tervertretung und der Vertrauensperson der Schwerbehinderten besteht für die Schutleitungen die Verpftich-

tung, schwerbehinderten und gleichgestellten Mitarbeitenden mindestens einmal jährtich ein Gespräch

über deren Arbeitsplatzsituation anzubieten und sie in ihren Bestrebungen, ihre Aufgaben bestmöglich zu

erfülten, nach Kräften zu unterstützen. Auch nicht gleichgesteltten behinderten Menschen mit einem GdB

von 30 bis 40 so[[ ein sotches Gespräch angeboten werden.

den
(0rt) (Datum)

( U ntersch rift Mitarbeiteln ) (Untersch rift Schutteitung)

Schu[e

Mitarbeiteln:

TeiIhabegespräch wurde

angeboten

am:

durch:

Auf Teilhabegespräch wurde verzichtet am:

Teilhabegespräch hat statLgefu nden am:

Vereinbarte Maß nahmen,
soweit die/der Mitarbei-

teln der Dokumentation

zugestimmt hat:

Ggfs. Zeitpunkt für die gemeinsame Überprüfung der

Umsetzunq der Maßnahmen und ihrer Wirksamkeit:

Ich bitte um Weitergabe einer Kopie dieser Dokumentation an

I die Vertrauensperson der Schwerbehinderten

I die Mítarbeitervertretung

I den Schutträger

I Sonstige:

(0rt)

(Unterschrift Mitarbeiteln )

, den
(Datum)

i.1



Anlage 2

Dokumentation des Teithabegesprächs bzw. des Gesprächsangebots

zwischen Schutträger und (sW.) Schulteiter/in

Gemäß Ziff. IV. 3. der Integrationsvereinbarung zwischen dem Erzbistum Kötn als Schulträger, der Mitarbei-

terverLretung und der Vertrauensperson der Schwerbehinderten besteht für den Schulträger die Verpflich-

tung, schwerbehinderten und gleichgestellten Schulteitern/innen und stv. Schutteitern/innen mindestens

einmatjährlich ein Gespräch über deren Arbeitsptatzsituation anzubieten und sie in ihren Bestrebungen, ihre

Aufgaben bestmögLich zu erfü[[en, nach Kräften zu unterstützen. Auch nicht gleichgestellten behinderten

Menschen mit einem GdB von 30 bis 40 so[[ ein sotches Gespräch angeboten werden.

, den
(0ft) (Datum)

(Unterschrift (stv.) SchutLeiteln) (Unterschrift Schutträger)

Schu[e:

(stv. ) Sch utLeiter/in:

Tei[habegespräch wurde

angeboten

am:

durch:

Auf Teithabegespräch wurde verzichtet am:

Tei[habegespräch hat stattgefunden am :

Vereinbarte Ma ßna h men,

soweìt die/der (stv.) Schut-

Leiteln der Dokumentation

zugestimmt hat):

Ggfs. Zeitpunkt für die gemeinsame Überprüfung der

Umsetzung der Maßnahmen und ihrer Wirksamkeit:

ich bitte um Weitergabe einer Kopie dieser Dokumentation an

I die Vertrauensperson der Schwerbehinderten

[J Sonstíge:

(0rt)

(Unterschrift (stv.) SchutLeiteln )

, den
(Datum)
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Anlage 3

Themenvorsch täge für das Teithabegespräch

Diese Themenvorschlagsliste versteht sich a[s nicht abschtießende 0rientierungshitfe. Sie dient der Vorberei-

tung und Durchführung vertrauensvo[[er Gespräche gemäß Ziff. IV. 3. der Integrationsvereinbarung zwischen

dem Erzbistum KöLn a[s Schulträger, der Mitarbeitervertretung und der Vertrauensperson der Schwerbehin-

derten. Schwerbehinderte sind zu ihrer Belastbarkeit zu hören und entsprechend ihren Kenntnissen und

Fähigkeiten sowie ihrem Leistungsvermögen einzusetzen. Im Teilhabegespräch so[[en die daraus abzuleiten-

den Maßnahmen umfassend besprochen und tragfähige Vereinbarungen getroffen werden.

Die Thementiste beschränkt sich auf den Bereich des tehrenden Personals; síe jst für das nicht lehrende Per-

sonaI aufgabenentsprechend abzuändern.

Fachlicher Einsatz

U nterrichtsvertei[u n g

(2.8. mit BIick auf Jahrgangsstufen, KlassenLeitung)

U nterrichtsei nsatz i n Fa ku ltasfächern

( z. B. Verh ti ltni s, Schwerp u n l<te )
Bereitschaft zu fachfremdem U nterricht
( z. B. erw orb e n e Fa hi g kei te n, N ei g u n g sfä c h er )
Belastba rkeit mit Korrektu ren

( z. B. An za h l, G ru p pen g röJ3e, Lern sto n d serh e b u n ge n, ze ntra Ie P r üfu n g e n )
Arbeitsgemei nschaften, Fördergruppen, Betreu u n g

(2. B. Kom petenzen, Nei g un gen )
Au ßeru nterríchtlich e Aufgaben

(2.8. Koordíníerungsaufgaben, Schulentwicklung, Steuerungsgruppen, Evoluation, Qualítiitssicherung)

Einsatz neuer Tech no[ogien

Zeitlicher Einsatz

Stundenptangestattun g

( z. B. Vertei Iu n g d er tl nterrí chtsstu n d e n, Vo rra n g fe ster Th era pi e zeite n )
Veftretungsunterricht und Mehrarbeit

Pausen- und andere Aufsichten

Ganz- und meh rtägige Veranstaltungen

(2.8. Sprechtage, Inþrmatíonsveranstaltungen, Tage der offenen Tür, Proiekttøge, schulinterne

Fortbí td u n ge n, Konferen zen, Sch u lfah rte n )

Räumticher Einsatz

Sta ndort- und Raumwechsel

( z. B. B a rrí e refrei h eít )
Ausstatlung des Arbeitsplatzes mit technischen Hitfen

U nterricht an außerschulischen Lernorten

1.3


